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574. Verordnung: Bewilligungspflicht entgeltlicher Rechtsgeschäfte in der Aus- oder Einfuhr, deren
Wert 2000 S nicht übersteigt

575. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Aufstellung von Durchschnittssätzen für Wer-
bungskosten von Angehörigen bestimmter Berufsgruppen

576. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der A 12 Inntal Autobahn und der B 186 Ötztal
Straße im Bereich der Gemeinden Silz, Mötz und Haiming

577. Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt

5 7 4 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 18. November
1982 über die Bewilligungspflicht entgeltlicher
Rechtsgeschäfte in der Aus- oder Einfuhr,

deren Wert 2000 S nicht übersteigt

Auf Grund des § 4 Abs. 3 des Außenhandelsge-
setzes 1968, BGBl. Nr. 314, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 401/1974 wird verord-
net:

§ 1. Die Einfuhr nachstehend angeführter Waren
auf Grund von entgeltlichen Rechtsgeschäften
bedarf einer Bewilligung gemäß § 3 Abs. 1 des
Außenhandelsgesetzes 1968 auch dann, wenn ihr
Wert 2000 S nicht übersteigt:

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1983 in
Kraft.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit 31. Dezember
1984 außer Kraft.

Haiden

5 7 5 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 22. November 1982 über die
Aufstellung von Durchschnittssätzen für Wer-
bungskosten von Angehörigen bestimmter
Berufsgruppen, mit der die Verordnung vom
17. November 1975, BGBl. Nr. 597, in der
Fassung der Verordnungen BGBl.
Nr. 49/1979, BGBl. Nr. 134/1980 und BGBl.

Nr. 6/1982 geändert wird

Auf Grund des § 17 Abs. 4 des Einkommen-
steuergesetzes 1972, BGBl. Nr. 440, wird verord-
net:
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Artikel I

1. In der Z 11 (Hausbesorger) des § 1 Abs. 1 der
Verordnung des Bundesministers für Finanzen vom
17. November 1975, BGBl. Nr. 597, treten an die
Stelle der Beträge „250 S monatlich (3000 S jähr-
lich)" die Beträge „500 S monatlich (6000 S jähr-
lich)".

2. In der Z 13 (Vertreter) des § 1 Abs. 1 der Ver-
ordnung des Bundesministers für Finanzen vom
17. November 1975, BGBl. Nr. 597, in der Fassung
der Verordnungen BGBl. Nr. 49/1979, BGBl.
Nr. 134/1980 und BGBl. Nr. 6/1982 treten im
letzten Halbsatz an Stelle der Worte „des im § 20 a
Abs. 8 EStG 1972 genannten Betrages" die Worte
„des aus § 26 Z 7 lit. a EStG 1972 sich ergebenden
Betrages".

Artikel II

Die Bestimmung des Art. I ist anzuwenden
1. wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer)

durch Abzug eingehoben oder durch Jahres-
ausgleich festgestellt wird, für Lohnzahlungs-
zeiträume, die nach dem 31. Dezember 1982
enden,

2. wenn die Einkommensteuer veranlagt wird,
erstmalig bei der Veranlagung für das Kalen-
derjahr 1983.

Salcher

5 7 6 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 22. November 1982
betreffend die Bestimmung des Straßenverlau-
fes der A 12 Inntal Autobahn und der B 186
Ötztal Straße im Bereich der Gemeinden Silz,

Mötz und Haiming

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird verord-
net:

1. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der A 12
Inntal Autobahn wird im Bereich der Gemeinden
Silz, Mötz und Haiming wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 39,519 im Anschluß an den bereits mit Verord-
nung vom 5. Mai 1978, BGBl. Nr. 209, bestimmten
Abschnitt „Telfs—Mötz" führt über die Anschluß-
stelle Ötztal mit ihren Zu- und Abfahrtsstraßen zur
B 186 Ötztal Straße und endet an der Gemeinde-
grenze Haiming/Roppen bei km 49,75.

2. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der
B 186 Ötztal Straße wird im Bereich der Gemeinde
Haiming wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 0,14 und endet nach Einbindung der Zu- und

Abfahrtsstraßen der Anschlußstelle Ötztal der A 12
Inntal Autobahn bei km 0,275.

Im einzelnen ist der Verlauf der beiden Straßen-
trassen einschließlich der Anschlußstelle „Ötztal"
mit ihren Zu- und Abfahrtsstraßen aus den beim
Bundesministerium für Bauten und Technik, beim
Amt der Tiroler Landesregierung sowie bei den
Gemeinden Silz, Mötz und Haiming aufliegenden
Planunterlagen (Plan Nr. A 3188 a und A 3192 a
für den Bereich Silz, Plan Nr. A 3191 a für den
Bereich Mötz, Plan Nr. A 3189 a, A 3193 a und
A 3194 b für den Bereich Haiming) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die
vorangeführten Straßenabschnitte Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Sekanina

5 7 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 23. November 1982 betreffend die
Berichtigung von Druckfehlern im Bundesge-

setzblatt

Auf Grund des § 2 Abs. 6 des Bundesgesetzes
über das Bundesgesetzblatt 1972, BGBl. Nr. 293,
wird kundgemacht:

1. Die Kundmachung des Notenwechsels über
die gegenseitige Anerkennung weiterer akademi-
scher Grade zwischen der Republik Österreich und
der Italienischen Republik, BGBl. Nr. 491/1974,
wird wie folgt berichtigt:

In Parte II auf Seite 2111 hat es in Z 4 statt „elet-
tronica" richtig „elettrotecnica" zu lauten.

2. Das Bundesgesetz vom 7. Oktober 1976,
BGBl. Nr. 603, über die Vorbereitungslehrgänge
für die Studienberechtigungsprüfung wird wie folgt
berichtigt:

Im § 6 hat es statt „§ 6 Abs. 2" richtig „§ 5
Abs. 2" zu lauten.

3. Das Datenschutzgesetz, BGBl. Nr. 565/1978,
wird wie folgt berichtigt:

Im § 32 Abs. 5 hat es statt „(Abs. 1 Z. 2)" richtig
„(Abs. 2 Z. 2)" zu lauten.

4. Die Kundmachung des Bundeskanzlers vom
5. Juni 1979, BGBl. Nr. 244, über den Geltungsbe-
reich der Konvention vom 5. Juli 1890 betreffend
die Schaffung eines Internationalen Verbandes für
Veröffentlichung der Zolltarife samt Abänderungs-
protokoll wird wie folgt berichtigt:

In der Einleitung hat es statt „BGBl.
Nr. 304/1920" richtig „StGBl. Nr. 304/1920" zu
lauten.
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5. Die Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 21. März 1980, BGBl. Nr. 135,
betreffend die energiewirtschaftliche Zweckmäßig-
keit und das Ausmaß des Wärmeschutzes wird wie
folgt berichtigt:

Nach „§ 8." ist „(1)" einzufügen.

6. Die Mühlengesetz-Novelle 1980, BGBl.
Nr. 283, wird wie folgt berichtigt:

Im Art. I Z 18 hat es statt „Tätigkeitsbereich"
richtig „Tätigkeitsbericht" zu lauten.

7. Die Kundmachung der Abänderung des Abs. 6
b) des Anhangs I des Übereinkommens betreffend
die Prüfung und Bezeichnung von Edelmetallge-
genständen, BGBl. Nr. 394/1980, wird wie folgt
berichtigt:

In der Fußnote hat es statt „BGBl.
Nr. 364/1975" richtig „BGBl. Nr. 346/1975" zu
lauten.

8. Die Kundmachung des Notenwechsels zwi-
schen dem britischen Botschafter in Wien und dem
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
zur Aufhebung des Art. 40 des österreichisch-briti-
schen Konsularvertrages vom 24. Juni 1960, BGBl.
Nr. 416/1980, wird wie folgt berichtigt:

In der Fußnote hat es statt „16/1964" richtig
„19/1964" zu lauten.

9. Die Verordnung des Bundesministers für Fi-
nanzen vom 3. Dezember 1980, BGBl. Nr. 603,
über die äußere Form der schriftlichen Warenerklä-
rung und der Erklärung zur Ermittlung des Zoll-
wertes bei Abfertigungen zum freien Verkehr wird
wie folgt berichtigt:

Im § 5 Abs. 2 hat es statt „BGBl. Nr. 675" richtig
„BGBl. Nr. 657" zu lauten.

10. Die Kundmachung des Vertrages zwischen
der Republik Österreich und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft über die Schadendeckung bei

Verkehrsunfällen, BGBl. Nr. 186/1981, wird wie
folgt berichtigt:

Im letzten Satz hat es statt „1. Juli 1981" richtig
„1. Juni 1981" zu lauten.

11. Die Kundmachung des Beschlusses Nr. 2/80
des Gemischten Ausschusses EWG — Österreich
— Gemeinschaftliches Versandverfahren — vom
18. September 1980 zur Änderung des Abkommens
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und der Republik Österreich zur Anwen-
dung der Bestimmungen über das gemeinschaftli-
che Versandverfahren sowie zur Änderung der
Anlage II dieses Abkommens, BGBl. Nr. 188/1981,
wird wie folgt berichtigt:

Im Art. 2 lit. m (Artikel 68 b) hat es statt „Kraft-
fahrzeugs, daß" richtig „Kraftfahrzeugs, das" zu
lauten.

12. Das Bundesgesetz vom 15. Oktober 1981,
BGBl. Nr. 486, mit dem das Gelegenheitsverkehrs-
Gesetz, das Güterbeförderungsgesetz und die
Gewerbeordnung 1973 geändert werden, wird wie
folgt berichtigt:

Im Art. I Z 12 hat es statt „§ 9." richtig „§ 9 a."
zu lauten.

13. Das Rinderleukosegesetz, BGBl.
Nr. 272/1982, wird wie folgt berichtigt:

Im § 28 Z 3 hat es statt „§ 17" richtig „§ 18" zu
lauten.

14. Die Kundmachung des Abkommens zwi-
schen der Regierung der Republik Österreich und
der Regierung der Französischen Republik über
gegenseitige Amtshilfe in Zollangelegenheiten,
BGBl. Nr. 376/1982, wird wie folgt berichtigt:

Im letzten Sau hat es statt „1. September 1982"
richtig „1. August 1982" zu lauten.

Kreisky
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